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Alles dreht sich  
ums Erdöl 
Ein Ereignis, das sehr selten ist, überra-
schend eintritt und alle erstaunt, wird 
als schwarzer Schwan bezeichnet. Ein 
weisser Schwan hingegen ist ein erwar-
tetes und wenig überraschendes Ereig-
nis. Der weisseste aller weissen Schwä-
ne in der Energiewelt ist die Vorhersage 
eines Erdölschocks, wenn die Strasse 
von Hormus, eine Hauptverkehrsader 
für die Versorgung der Welt mit Erdöl 
und Erdgas, aus militärischen oder 
sonstigen Gründen unpassierbar wird. 

Dieses Schreckensszenario ist nun 
Wirklichkeit geworden, und die Welt  
ist – wieder einmal – wenig darauf 
vorbereitet. Der Erdölpreis vollführt 
eine Achterbahnfahrt, und westliche 
Industrieländer zapfen die strategische 
Reserve in einem bisher nicht bekann-
ten Masse an. Nach einer ersten Phase 
der Gelassenheit an den Rohstoffmärk-
ten macht sich Panik breit. Viele Kom-
mentatoren schöpfen noch aus dem 
Umstand Zuversicht, dass Erdöl eine 
geringere Bedeutung für die Weltwirt-
schaft als zur Zeit der Erdölschocks in 
den 1970er-Jahren hat. Dies stimmt,  
die sogenannte Energieintensität, der 
Energieverbrauch im Verhältnis zur 
Wirtschaftsleistung, hat in den westli-
chen Ländern und auch in Liechten-
stein über die Jahrzehnte abgenommen. 
Gleichzeitig ist – absolut gesehen – der 
Durst nach Erdöl so gross wie noch nie, 
Erdöl ist immer noch die wichtigste 
Primärenergiequelle. Die fossilen 
Energieträger beherrschen trotz Ener-
giewende weiterhin die Weltbühne. 
Dabei gibt es zwei Thesen: Die einen 
sagen, die Energiewende erleide durch 
die Kriege in der Ukraine und im Iran 
einen Rückschlag, weil klar werde, dass 
die Energieversorgung derzeit ohne 
fossile Brennstoffe nicht funktioniere. 
Die anderen halten dagegen: Gerade 
jetzt sei es höchste Zeit, den Einsatz von 
erneuerbaren Energien zu forcieren, 
um von Petrostaaten wie Iran, Saudi-
Arabien oder Russland unabhängig  
zu werden. Das ist aber ein falscher 
Gegensatz und zeigt nur, dass die 
Diskussion über die Energiewende 
nicht wesentlich vorangekommen ist. 

Wunschdenken kann nicht die Ziel -
konflikte einer gross angelegten Wende 
eines Energiesystems zum Verschwin-
den bringen. Der heilige Gral der Ener-
giepolitik ist vielmehr, Versorgungs -
sicherheit, Umweltverträglichkeit und 
Bezahlbarkeit unter einen Hut zu 
bringen. In der Vergangenheit hat es 
zudem keine Energiewenden gegeben, 
vielmehr kam ein neuer Energieträger 
hinzu, der die bisher dominante Ener-
giequelle ablöste. So wird derzeit abso-
lut gesehen mehr Kohle konsumiert als 
im Kohlezeitalter.  

Widersprüchliche Energiepolitik,  
Geopolitik und wirtschaftliche Zwänge 
lasten auf den Energiemärkten. Der 
Weisheit letzter Schluss der Politik ist 
meist, sprunghaft gestiegene Energie -
kosten kurzfristig auszugleichen, was  
die Inflation zusätzlich anheizt und den 
Anreiz unterminiert, Energie einzuspa-
ren. Der Staat hat dann eine weitere 
Lösung: Energieeffizienz fördern. Auch 
die Reaktion ist ein weisser Schwan.

Gerald Hosp 
Geschäftsführer von Zukunft.li
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Ein Plädoyer für  
die freie Forschung 
In einer Zeit zunehmender geopolitischer 
Spannungen und Unsicherheiten scheint die 
Freiheit von Wissenschaft und Forschung 
immer stärker bedroht zu sein. Dabei ist deren 
Unabhängigkeit für Staaten von grosser Bedeu-
tung. Freie Bildung und Forschung sagen etwas 
über die Stabilität und das Selbstbewusstsein 
eines Landes aus. Ein solcher Staat lockt Inve-
stitionen, Kapital und vor allem auch Fachkräf-
te an. Er zieht Menschen an, die ihren Wohn- 
und Schaffensort danach wählen, wo es sichere 
und freie Bildungssysteme ebenso wie freie 
Forschungsinstitutionen gibt.  

Ein Staat, in dem die Freiheit von Forschung 
und Lehre als hohes, schützenswertes Gut  
gilt, in dem sich das einzelne Individuum 
entwickeln kann, in dem aber auch die Ge-
meinschaft gefördert wird, verfügt über starke 
Institutionen. Starke Institutionen fördern eine 
starke Wirtschaft, die wiederum zu hohen und 
stabilen Staatseinnahmen führt und dem Staat 
damit in internationalen Assessments eine 
hohe Finanzstabilität und Kreditwürdigkeit 
bescheinigt.  

Ein Land, das unabhängige Forschung schützt 
und fördert, schafft zudem die Grundlage für 
Innovation, wirtschaftlichen Fortschritt und 
auch für fundierte politische Entscheidungen. 
Forschung eröffnet neue technologische Mög-
lichkeiten, medizinischen Fortschritt und 
liefert Antworten auf komplexe gesellschaftli-
che Fragestellungen. Gerade die Unabhängig-
keit macht wissenschaftliche Erkenntnisse 
glaubwürdig und gesellschaftlich relevant. 
Ohne wissenschaftliche Freiheit würde Wissen 
leicht zum Instrument kurzfristiger Interessen 
werden.  

Freie Wissenschaft kann zudem internationa-
le Verbindungen erhalten. Während sich 

politische Beziehungen zwischen Staaten 
eintrüben, bleibt die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit über die Grenzen hinweg oft 
bestehen. Gemeinsame Forschungsprojekte, 
internationale Konferenzen und der Aus-
tausch wissenschaftlicher Expertise und 
Exzellenz fördern und erhalten den Dialog. 
Wissenschaft ist also auch ein Instrument der 
Verständigung und des Friedens. Und sie dient 

der internationalen Reputation eines Landes, 
das sich als freiheitlich und demokratisch 
definiert.  

Die Freiheit von Forschung und Lehre stärkt 
zugleich die intellektuelle Kultur eines Lan-
des. Universitäten und Forschungsinstitute 
sind Orte des offenen und kritischen Aus-
tauschs, an denen unterschiedliche Perspekti-
ven eingenommen und die besten Argumente 
geprüft werden. Diese Form des Denkens 
prägt nicht nur die wissenschaftliche Arbeit, 
sondern auch das gesellschaftliche Klima. Sie 
fördert kritisches Urteilsvermögen, Diskussi-
onsfähigkeit und eine aufgeklärte Öffentlich-
keit und trägt somit letztlich zu demokrati-
schen Strukturen bei. 

Unabhängige Wissenschaft ist jedoch keine 
Selbstverständlichkeit. Sie benötigt stabile 
Rahmenbedingungen, solide Finanzierungen 
und gesellschaftliche Unterstützung. Universi-
täten, Forschungsinstitute und wissenschaftli-
che Organisationen müssen vor politischer 
Einflussnahme und kurzfristigen wirtschaft -
lichen Interessen geschützt werden. Denn 
Wissenschaft ist nicht nur eine Kraftquelle des 
Fortschritts, sondern zentrale Säule einer 
aufgeklärten, stabilen und zukunftsfähigen 
demokratischen Gesellschaft. 

«Ein Land, das  
unabhängige 

Forschung schützt und 
fördert, schafft die 

Grundlage für  
Innovation,  

wirtschaftlichen  
Fortschritt und 

fundierte politische 
Entscheidungen.»

Barbara Gant 
Rektorin der UFL 

 

Barbara Gant, Rektorin der Privaten  
Universität im Fürstentum Liechtenstein (UFL)

Die fortschreitende demografische 
Alterung in Europa lenkt die Auf-
merksamkeit zunehmend auf die 
Nachhaltigkeit umlagefinanzierter 
versus kapitalgedeckter Renten -
systeme in Europa. Während um-
lagefinanzierte Systeme, wo kein 
Kapital angespart wird, stärker  
unter der schrumpfenden Zahl an 
Beitragszahlern leiden, sind Län-

der mit kapitalgedeckten Renten-
systemen besser aufgestellt, weil 
aktuelle Beiträge in Fonds fliessen, 
deren Kapitalerträge künftige Ren-
ten teilweise decken. 

Obige Abbildung zeigt die Kapi-
taldeckung aller Pensionssäulen 
(staatlich, betrieblich, privat) als 
Prozentsatz des BIP für ausgewählte 
Länder im Jahr 2023. Liechtenstein 

nimmt dabei mit ungefähr 150 Pro-
zent (geschätzter Wert des IWF) 
Platz 4 im Querschnittsvergleich 
mit 38 OECD-Staaten ein. Nachbar-
länder wie Deutschland und Öster-
reich vertrauen deutlich stärker auf 
das umlagefinanzierte System mit 
sehr geringer Kapitaldeckung und 
werden ohne Anpassungen weiter 
unter Druck geraten.

Jörg Paetzold  
Ökonom am Liechtenstein-Institut

Kapitaldeckung versus Umlage: Europas Rentensysteme im Belastungstest


